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Landesversorgung als 
Vorsorge für den Krisenfall
Die Globalisierung der Warenströme macht die Versorgung moderner 
Gesellschaften mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen  
volatiler. In der Schweiz arbeiten Wirtschaft und Staat in der  
wirtschaftlichen Landesversorgung zusammen, um die Versorgung  
in vitalen Bereichen im Krisenfall sicherzustellen. Soll dieses  
System auch in Zukunft Bestand haben, sind Anpassungen nötig.

Von Andrin Hauri

Die sichere, ununterbrochene Versorgung 
mit lebenswichtigen Gütern und Dienst-
leistungen ist eine zentrale Voraussetzung 
für das reibungslose Funktionieren von 
hochentwickelten Ländern wie der Schweiz. 
Obwohl diese Aufgabe schon immer eine 
Herausforderung darstellte, sind moderne 
Gesellschaften aufgrund der stetig wach-
senden technischen und prozeduralen Ver-
netzung durch neue und stärkere Abhän-
gigkeiten geprägt, die sie verwundbarer 
gegenüber Versorgungsstörungen machen. 
Bereits kleine Beeinträchtigungen der Ver-
sorgung können heute rasch zu hohen wirt-
schaftlichen Schäden oder einer Gefähr-
dung der Bevölkerung führen. Ein längerer 
Ausfall der digitalen Kommunikation bei-
spielsweise hätte heute deutlich schwerere 
Auswirkungen als noch vor 10 Jahren.

Parallel zu dieser Entwicklung haben 
durch die Globalisierung der Wirtschafts-
kreisläufe in immer mehr Sektoren auch 
die möglichen Ursachen für Marktstörun-
gen bei den lebenswichtigen Lieferketten 
zugenommen. Längere, schnellere und 
komplexere Versorgungsprozesse, die auf 
Just-in-time-Produktion basieren und sich 
über die ganze Welt erstrecken, sorgen für 
schrumpfende Lagermengen, kürzere Vor-
warnzeiten und kleinere akzeptable Feh-
lertoleranzen in den globalen Warenströ-
men. Zudem lässt sich in gewissen 
Branchen eine Konzentration der weltwei-
ten Produktion in wenigen zentralen 

Standorten durch eine abnehmende An-
zahl von Unternehmen beobachten. Im 
Heilmittelbereich beispielsweise werden 
gewisse etablierte Wirkstoffe für Arznei-
mittel nur noch in einzelnen Grossanlagen 
in Asien hergestellt. Durch die zunehmen-
den Abhängigkeiten im Versorgungssys-
tem kann heute ein lokales Ereignis somit 
rasch zu einer Marktstörung in der globa-
len Versorgung führen und sich kaskaden-
artig auf weitere Versorgungsprozesse aus-

weiten. Als hochentwickeltes, aber 
rohstoffarmes Binnenland, das zahlreiche 
lebenswichtige Güter und Dienstleistun-
gen importieren muss (siehe Box S. 2) und 
am Ende vieler globaler Lieferketten liegt, 
ist die Schweiz vergleichsweise anfällig für 
Versorgungsstörungen. 

Bei Bestrebungen, die vitale Versorgung ei-
nes Landes sicherer zu machen, gilt es ei-
nen Mittelweg zu finden zwischen staatli-

Ein Binnenschiff auf dem Rhein. Trotz langanhaltendem, historischem Niedrigwasser im Herbst/Winter 
gelangten 2018 rund 10% aller Importe über den Rhein in die Schweiz. Wolfgang Rattay / Reuters
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cher Vorsorge und der Eigenverantwortung 
der betroffenen Branchen bzw. der Bevöl-
kerung. Macht der Staat zu viel, schwindet 
der Anreiz, eigene Vorkehrungen zu tref-
fen. Macht der Staat zu wenig, besteht die 
Gefahr, dass Wirtschaft und Gesellschaft 
beim nächsten Versorgungsengpass erns-
ten Schaden nehmen.

Versorgung sichern
Das Phänomen von kurzfristigen Versor-
gungsunterbrüchen, d.h. Störungen von ei-
nigen Wochen bis Monaten, bei lebens-
wichtigen Gütern und Dienstleistungen ist 
indes nicht neu, auch wenn Anstrengungen 
für deren Vermeidung bzw. Bewältigung 
durch die wachsende Verwundbarkeit von 
modernen Gesellschaften neue Relevanz 
gewonnen haben. Bereits seit 1974 existiert 
mit der Internationalen Energieagentur in 
Paris beispielsweise eine Organisation für 
die Koordination einer internationalen Re-
aktion auf Störungen in der globalen Erdöl-
versorgung. Auch auf EU-Ebene gab es in 
den vergangenen Jahrzehnten verschiedene 
Initiativen zur Verbesserung der kurzfristi-
gen Versorgungssicherheit. 2006 wurde 
zum Beispiel die Gas-Koordinationsgruppe 
ins Leben gerufen, die einerseits Interventi-
onsmassnahmen bei unionsweiten oder re-
gionalen Erdgasversorgungsstörungen ko-
ordiniert und andererseits hilft, präventive 
Aktionspläne sowie Notfallkonzepte in den 
Mitgliedstaaten zu etablieren. Schliesslich 
existieren in Europa auch auf nationaler 
Stufe verschiedene staatliche Stellen, die 
mit der kurzfristigen Sicherstellung der le-
benswichtigen Versorgung beauftragt sind, 
beispielsweise die National Emergency 
Supply Organisation in Finnland.

Landesversorgung in der Schweiz
Als traditionell wirtschaftsliberales Land 
wird in der Schweiz Eigenverantwortung 
grossgeschrieben und der staatliche Ein-
griff möglichst auf ein Minimum reduziert. 

Aufgrund der Erfahrung im Ersten Welt-
krieg, als es hierzulande zu Importschwie-
rigkeiten kam, entschied der Bundesrat je-
doch, dass auch die Schweiz eine gewisse 
staatliche Vorsorge gegen Versorgungseng-
pässe braucht. Daraufhin wurde das Eidge-
nössische Kriegsernährungsamt gegründet, 
aus dem über die Zeit die heutige Organi-
sation der wirtschaftlichen Landesversor-
gung (WL) entstand, angesiedelt im Eid-
genössischen Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung. Sie ist in ihrer 
heutigen Ausgestaltung eine einzigartig 
Schweizerische Lösung, um das Land ge-
gen Engpässe in der lebenswichtigen Ver-
sorgung abzusichern.

Der gesetzliche Auftrag der WL leitet sich 
aus Artikel 102 der Schweizer Bundesver-
fassung ab, gemäss dem der Bund die Ver-
sorgung des Landes mit lebenswichtigen 
Gütern und Dienstleistungen sicherstellt 
für den Fall machtpolitischer oder kriege-
rischer Bedrohungen sowie in schweren 
Mangellagen, denen die Wirtschaft nicht 
selber zu begegnen vermag. Dazu bereitet 
die WL gemeinsam mit Akteu-
ren aus Wirtschaft und Verwal-
tung sogenannte Bewirtschaf-
tungsmassnahmen vor, damit 
die lebenswichtige Versorgung 
bei Beeinträchtigungen durch 
gezielte staatliche Eingriffe 
aufrechterhalten werden kann. 
Diese Auftragsformulierung und der Ein-
bezug der Privatwirtschaft stellen klar, dass 
die Schweiz auch in der Versorgungspolitik 
einen wirtschaftsliberalen Ansatz verfolgt 
und den Prinzipien des Primats der Wirt-
schaft sowie der Subsidiarität treu bleibt. 
Der Staat greift nur dann ein, wenn die 
Wirtschaft ihren Versorgungsauftrag nicht 
mehr erfüllen kann. Die Eingriffe der WL 
sind dabei auf das nötige Minimum be-
schränkt und es werden keine Parallel-
strukturen aufgebaut. Auch im Krisenfall 

wird die WL also nicht zur «Landesversor-
gerin», sondern agiert nur als «Befähige-
rin», die mit hoheitlichen Massnahmen die 
Wirtschaft wieder in die Lage versetzt, ih-
ren Versorgungsauftrag durch die gewohn-
ten Akteure über die normalen Vertriebs-
kanäle zu erfüllen.

Die gewollte Nähe der staatlichen Vorsor-
gepolitik zur Wirtschaft spiegelt sich auch 
in der zweiteiligen Struktur der WL wider: 
Den einen Teil der WL bildet die Milizor-
ganisation mit rund 250 Fachleuten aus 
Wirtschaft und Verwaltung, die der WL 
ihr Wissen und ihre Erfahrung zur Verfü-
gung stellen. Aufgeteilt in sechs themati-
sche Fachbereiche, sind diese Experten zu-
ständig für die Überwachung der Versor-
gungslage sowie die Vorbereitung und 
Umsetzung von Bewirtschaftungsmass-
nahmen in ihren Wirtschaftssektoren. Da-
durch soll sichergestellt werden, dass die 
WL praxistaugliche Massnahmen vorbe-
reitet, die von der Wirtschaft in einer Krise 
mitgetragen werden. Den zweiten Teil der 
WL bildet das verhältnismässig kleine 
Bundesamt für wirtschaftliche Landesver-
sorgung, das den Fachbereichen als Stabs-
stelle dient. Geleitet wird die WL von ei-
nem Delegierten im Nebenamt, der ge-
mäss Gesetz zwingend aus der Wirtschaft 
stammen muss. 

Die fünf WL-Fachbereiche Ernährung, 
Heilmittel, Energie, Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) sowie Logis-
tik sind zuständig für die Sicherstellung 
dieser lebenswichtigen Versorgungsprozes-
se. Der Fachbereich Industrie hingegen ist 
um die Bereitstellung industrieller Werk-
stoffe und Betriebsmittel besorgt, welche in 
den anderen Fachbereichen benötigt wer-
den, beispielsweise Verpackungen. Die Ver-

sorgungsprozesse Energie, IKT und Logistik 
haben gleichfalls eine indirekte Quer-
schnittsfunktion und sind somit relativ 
wichtiger, da sich ihr Ausfall unmittelbar 
auf die übrige Versorgung auswirken kann. 
Ein anhaltender Mangel an Elektrizität 
beispielsweise würde auch alle anderen Ver-
sorgungsprozesse stark beeinträchtigen.

Wie der Staat interveniert
Die WL bereitet Bewirtschaftungsmass-
nahmen sowohl zur Lenkung des Ange-

Ausgewählte Importe Schweiz 2018

Erdgas 	 36’890 GWh
Elektrizität 	 31’020 GWh
Erdöl und Destillate 	 9’710’035 t
Produkte der Chemisch-Pharmazeutischen Industrie 	 5’424’150 t
Nahrungs- und Genussmittel 	 4’059’264 t
Futtermittel 	 1’886’671 t
Geräte und Apparate der Elektroindustrie und der Elektronik 	 273’538 t

Netto-Selbstversorgungsgrad Nahrungsmittel: 56% (2000) / 48% (2016)
Importabhängigkeit: Erdöl 100%; Erdgas 100%; Energie insgesamt 75%

Quellen: EZV, VSG, BFE, BLW

Der Staat greift nur dann ein, 
wenn die Wirtschaft ihren  
Versorgungsauftrag nicht mehr 
erfüllen kann. 
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bots als auch der Nachfrage nach lebens-
wichtigen Gütern und Dienstleistungen 
vor. Zuerst werden jene Massnahmen mit 
der geringsten Eingriffstiefe umgesetzt, 
d.h. die WL versucht, durch eine Ange-
botserhöhung negative Auswirkungen für 
die Verbraucher zu minimieren, bevor die 
Nachfrage durch Einschränkungen und 
Verbote reduziert wird. Welche Arten von 
Massnahmen zur Verfügung stehen, hängt 
vom Gut bzw. der Dienstleistung ab und 
unterscheidet sich stark zwischen den le-
benswichtigen Versorgungsprozessen.

Im Falle lagerbarer Güter, bei denen 
Pflichtlager bestehen, wird während einer 
Krise als erstes das Angebot durch die 
Freigabe solcher Lagermengen erhöht. Ist 
dies keine Option, sind beispielsweise die 
Sensibilisierung der Verbraucher durch 
freiwillige Sparappelle im Energiebereich 
oder die Importförderung und die Produk-
tionslenkung in der Nahrungsmittelversor-
gung weitere Möglichkeiten, die verfügba-
re Menge zu erhöhen. Bei lebenswichtigen 
Dienstleistungen wird das gleiche Ziel bei-
spielsweise durch die vorübergehende Lo-
ckerung gesetzlicher Vorschriften im Lo-

gistikbereich oder die Priorisierung von 
Dienstleistungen zugunsten der WL, zum 
Beispiel in Umschlagsterminals, verfolgt. 
Erst wenn angebotsseitige Massnahmen 
nicht ausreichen, um eine Krise zu bewälti-
gen oder sich abzeichnet, dass eine Störung 
länger dauert, ergreift die WL einschnei-
dendere Massnahmen auf der Nachfra-
geseite. Dazu gehören zum Beispiel Abga-
be- oder Verbrauchseinschränkungen für 
Nahrungsmittel oder Elektrizität, die Kon-
tingentierung bzw. Rationierung verschie-
dener lebenswichtiger Güter wie Erdgas 
und Treibstoffe, oder die Limitierung der 
Bandbreiten von Endverbrauchern in der 
Telekommunikation zugunsten versor-
gungsrelevanter Dienste.

Viele dieser Bewirtschaftungsmassnah-
men stellen eine starke Abweichung von 
der Wirtschaftsfreiheit dar und haben 
mitunter weitreichende Auswirkungen auf 
die Gesellschaft. Deshalb obliegt die Ent-
scheidung über ihre Inkraftsetzung dem 
Bundesrat, auf Antrag des Delegierten. 
Eine Ausnahme stellen die Pflichtlager 
dar, deren Freigabe bei vielen Gütern die 

erste WL-Massnahme ist. Hier kann der 
Delegierte bzw. das BWL bis zu 20 Pro-
zent der Mengen freigeben, um eine 
schnelle Reaktionsfähigkeit der WL si-
cherzustellen.

Da Versorgungsengpässe heute rasch hohe 
Schäden verursachen können, haben prä-
ventive Ansätze für die WL in den letzten 

Jahren an Bedeutung dazuge-
wonnen. Insbesondere das sys-
tematische Monitoring der 
Versorgungslage ist wichtiger 
geworden, damit sich abzeich-
nende Mangellagen rechtzeitig 
erkennen lassen. Im Heilmittel-
bereich hat die WL zum Bei-

spiel eine Meldeplattform eingerichtet, auf 
der die Zulassungsinhabenden sich ab-
zeichnende oder eingetretene Engpässe bei 
gewissen Arzneimitteln melden müssen. 
Das revidierte Landesversorgungsgesetz 
gibt dem Bund seit 2017 zudem die Mög-
lichkeit, Massnahmen von Unternehmen 
zur Sicherstellung der Landesversorgung 
zu fördern, sofern sie wesentlich zur Stär-
kung der lebenswichtigen Versorgungssys-
teme und Infrastrukturen beitragen. Da 
dies Kosten für die Allgemeinheit nach 
sich zieht, setzt die WL aber primär darauf, 
die Versorgungsprozesse auf freiwilliger 
Basis resilienter gegen Störungen zu ma-
chen. Ein Beispiel dafür ist der 2019 veröf-
fentlichte IKT-Minimalstandard für Be-
treiber von kritischen Infrastrukturen, der 
auch allen anderen interessierten Unter-
nehmen zur Verfügung steht. Ein weiteres, 
heute verstärkt genutztes Instrument der 
WL sind Branchenvereinbarungen, d.h. 
privatwirtschaftliche Abmachungen zur 
gegenseitigen Unterstützung und Krisen-
bewältigung zwischen versorgungsrelevan-
ten Unternehmen bzw. innerhalb lebens-
wichtiger Branchen. 

Neuer Fokus
Bis Ende der 1980er-Jahre standen drei 
Hauptanwendungsfälle der WL im Zent-
rum ihrer Tätigkeiten: Krieg, machtpoliti-
sche Bedrohungen und schwere Mangella-
gen. Durch das Ende des Kalten Krieges 
verloren in den 1990er-Jahren die ersten 
beiden Fälle ihre versorgungspolitische 
Aktualität, woraufhin die Daseinsberechti-
gung der WL von verschiedener Seite in 
Frage gestellt wurde. Gleichzeitig begann 
die Globalisierung der Wirtschaftskreis-
läufe richtig Fahrt aufzunehmen. Seit der 
Jahrtausendwende fand daher eine Besin-
nung der WL auf das dritte Kriterium für 
staatliche Intervention, die schwere Man-
gellage, statt. Dadurch wurde die herausra-
gende Bedeutung der konstanteren und 
vorhersehbareren Gefährdungen Krieg 
und Machtpolitik für die WL abgelöst von 
der Versorgung durch den Markt, die auf-
grund einer Vielzahl anderer, oftmals dif-
fuserer und weniger vorhersehbaren Ge-
fährdungen zu einer schweren Mangellage 
in der Schweiz führen kann. Heute kon-
zentriert sich die Arbeit der WL somit auf 
die Bewältigung von kurz- und mittelfris-
tigen Versorgungsengpässen, unabhängig 
von deren konkreten Ursachen.

Der angepasste Fokus und die sich verän-
dernden Rahmenbedingungen stellen das 
System der WL heute vor neue Herausfor-
derungen. Die zunehmende Komplexität 
und Internationalisierung der lebenswich-
tigen Versorgungsprozesse schränken die 
zielführenden Interventionsmöglichkeiten 
von nationalen Akteuren zusehends ein 
und reduzieren die Wirksamkeit einzel-
staatlicher Massnahmen. Wie für andere 
Milizorganisationen ist es auch für die WL 
zunehmend schwierig, geeignete und mo-
tivierte Kandidat*innen für eine Miliz-
funktion zu gewinnen. Die richtigen An-

Wichtigste Einsatzfälle der WL seit 2010

Energie Heilmittel Ernährung
Streiks in Frankreich  
(Mineralölprodukte, 2010)

Mangellage Co-Amoxicillin 
(2012)

Niedrigwasser Rhein (Futtermittel, 
Dünger, Speiseöle/Speisefette, 2018)

Ausfall Raffinerie Cressier  
und Niedrigwasser Rhein 
(Mineralölprodukte, 2015)

Mangellage Antibiotika 
(2015)

Gesamtversorgungssituation 
Europa (Elektrizität, 2017)

Mangellage Engemycin 
(2016)

Niedrigwasser Rhein  
(Mineralölprodukte, 2018)

Mangellage Syntocinon 
(2018)

Gesamtversorgungssituation 
Europa (Elektrizität, 2019)

Quellen: BWL

Die zunehmende Komplexität  
der lebenswichtigen Versorgungs-
prozesse schränkt die  
Interventionsmöglichkeiten ein. 
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sprechpersonen finden sich heute zudem 
vermehrt in internationalen Firmen im 
Ausland, die das Schweizer Milizsystem 
nicht verstehen und wenig Anreiz haben, 
sich darin zu engagieren. 

Für nicht in der Schweiz angesiedelte, in-
ternational Unternehmen kann das WL-
System auch ein Grund sein, die eigene 
Vorsorge für den kleinen Schweizer Markt 
herunterzufahren und sich bei einem Ver-
sorgungsengpass auf andere, grössere 
Märkte ohne derartige Strukturen zu kon-
zentrieren. Diese Problematik verschärft 
sich durch das Dilemma des optimalen In-
terventionszeitpunktes für die WL: Greift 
der Staat früh ein, steigt die Wahrschein-
lichkeit, dass das WL-System 
als Teil des betrieblichen Kon-
tinuitätsmanagements miss-
braucht wird, was zu Wettbe-
werbsverzerrungen führt. 
Wartet der Staat ab, bis eine 
Versorgungstörung für die Ge-
sellschaft spürbar wird, entsteht 
unter Umständen grosser volkswirtschaft-
licher Schaden oder es sterben im 
schlimmsten Fall Menschen, obwohl In-
terventionsmassnahmen vorhanden gewe-
sen wären. 

Ungeachtet des heutigen Fokus auf schwe-
re Mangellagen werden mit den be-
schränkten Ressourcen der WL auch wei-
terhin Massnahmen vorbereitet, deren 
Einsatz ausserhalb von langanhaltenden, 
globalen Kriegs- und Katastrophenszena-
rios wenig wahrscheinlich ist, beispielswei-
se die Rationierung von Nahrungsmitteln 
oder von Treibstoff. Trotz der deutlichen 
Zunahme der Einsätze der WL in den 
letzten zehn Jahren (siehe Box S. 3) wird 
ihre Arbeit von der Öffentlichkeit weiter-
hin kaum wahrgenommen, solange sie ihre 
Aufgabe bei Engpässen zuverlässig erfüllt. 
Zwar sind die Rufe in der Schweiz nach 
weniger Staatsintervention in der Versor-
gungspolitik und einer Auflösung der WL 
im Zuge der vermehrten Einsätze zuse-
hends verstummt, aber die Thematik der 
kurzfristigen Versorgungssicherheit hat im 
politischen Diskurs nur punktuell an Stel-

lenwert dazugewonnen, während die finan-
ziellen und personellen Mittel der WL 
mehr oder weniger unverändert geblieben 
sind. Aufgrund der hohen Importabhän-
gigkeit der Schweiz bei gleichzeitig tiefer 
Schadenstoleranz der Gesellschaft und der 
stetig steigenden Komplexität der Versor-
gung dürfte die Relevanz der Aufgabe der 
WL künftig eher noch weiter zunehmen.

Fit für die Zukunft
Damit die WL ihre Aufgabe auch in Zu-
kunft effizient erfüllen kann, muss sie sich 
laufend an rasch verändernde Rahmenbe-
dingungen anpassen. Bereits begonnene 
Anpassungen wie die Systematisierung des 
Monitorings der Versorgungslage sollten 

weitergeführt und intensiviert werden. Ein 
noch stärkerer Fokus auf präventive Ansät-
ze und die aktivere Förderung der freiwilli-
gen Vorsorge durch die WL können die 
Versorgungsprozesse insgesamt resilienter 
machen, während sich bereits eingetretene 
Engpässe mit weniger Staatsintervention 
bewältigen liessen. Damit verbunden wä-
ren aber wohl auch neue Investitionen in 
die Verbesserung der kurzfristigen Versor-
gungssicherheit, sei dies durch staatliche 
oder privatwirtschaftliche Mittel, was poli-
tische Unterstützung bedingt. 

Aufgrund der stetig wachsenden Komple-
xität der Versorgungsprozesse können Kri-
sen auch durch verstärkte präventive Mass-
nahmen nicht gänzlich vermieden werden. 
Eine Konzentration des reaktiven Instru-
mentariums der WL auf die häufigsten Ar-
ten von Störungen kann deshalb helfen, die 
beschränkten Ressourcen der WL mög-
lichst effizient einzusetzen. Eine Verstär-
kung der Kontakte mit relevanten interna-
tionalen Gremien und Partnerstellen in 
anderen Ländern gäbe der WL zudem die 
Möglichkeit, von deren Erfahrungen zu 

profitieren und Best-Practice-Beispiele für 
zielführende staatliche Interventionen zu 
identifizieren. Dort wo solche Kontakte 
bereits über andere Bundesstellen beste-
hen, kann die WL durch deren systemati-
schere Nutzung und eine verbesserte bun-
desinterne Abstimmung kosteneffiziente 
Synergien schaffen. 

Die zentrale Rolle der Wirtschaft im WL-
System hat sich bewährt, weshalb ihren 
Vertreter*innen in der WL-Milizorganisa-
tion von Bundes- wie Unternehmerseite 
auch in Zukunft der nötige Spielraum zu-
gestanden werden sollte, um gemeinsam 
praxistaugliche Massnahmen vorzuberei-
ten. Eine schrittweise Erweiterung der 
Milizorganisation – wo sinnvoll und mög-
lich - mit mehr Mitgliedern aus kritischen 
internationalen Unternehmen kann gleich-
falls dazu beitragen, in einer Krise die rich-
tigen Ansprechpersonen auch jenseits der 
Landesgrenzen zu kennen. Schliesslich 
könnte sich die Schweiz politisch dafür en-
gagieren, auch als Nicht-Mitglied noch ak-
tiver in die relevanten EU-Krisenmecha-
nismen, wie zum Beispiel die Gas-Koordi-
nationsgruppe, eingebunden zu werden, 
um die multilaterale Koordination bei Ver-
sorgungsengpässen weiter zu verbessern.

Trotz den zahlreichen Herausforderungen 
hat sich das WL-System seit der Neuaus-
richtung in den 2000er-Jahren als Versi-
cherung gegen Engpässe in den lebens-
wichtigen Versorgungsprozessen bewährt. 
Will man an diesem System auch in Zu-
kunft festhalten, so muss der Thematik der 
kurzfristigen Versorgungssicherheit und 
der WL sowohl durch die Gesellschaft, als 
auch vonseiten der Politik die nötige Auf-
merksamkeit und Unterstützung angedie-
hen werden.

Andrin Hauri ist Researcher am Center for Security 
Studies (CSS) der ETH Zürich. Er forscht zu 
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Eine Verstärkung der Kontakte 
mit anderen Ländern gäbe der  
WL die Möglichkeit, von deren 
Erfahrungen zu profitieren.
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